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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

 

 

Az: B 10 EG 18/12 R 
 
L 11 EG 4747/11 (LSG Baden-Württemberg) 
S 6 EG 2134/11 (SG Mannheim) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Revisionskläger, 
 
 

g e g e n 
 
 
Landeskreditbank Baden-Württemberg - Förderbank, 
Schloßplatz 10/12, 76113 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 
 
 
Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Verhandlung am  

4. September 2013 durch den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d ,  die  

Richter   K r u s c h i n s k y    und   O t h m e r    sowie die ehrenamtlichen Richter    

L e i t e    und   K r a u s e r   

für Recht erkannt: 

 

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 

17. Juli 2012 aufgehoben und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts 

Mannheim vom 28. September 2011 zurückgewiesen. 

 

Die Beklagte trägt die außergerichtlichen Kosten des Klägers auch für das Berufungs- und 

Revisionsverfahren. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist die Höhe des Elterngeldes in der Zeit vom 6.5. bis 5.7.2011. 

 

Der 1969 geborene Kläger ist Rechtsanwalt. Als solcher war er vor und nach der am 6.5.2010 

erfolgten Aufnahme des am 19.4.2010 geborenen Kindes J.          in den gemeinsam mit seiner 

Ehefrau geführten Haushalt selbstständig erwerbstätig. 

 

Am 10.2.2011 beantragte der Kläger Elterngeld für den 13. und 14. Monat nach Aufnahme des 

Kindes in den Haushalt und gab an, seine selbstständige Tätigkeit in dieser Zeit (6.5. bis 

5.7.2011) auf nur zehn Wochenstunden reduzieren zu wollen. Der Kläger legte den Einkom-

mensteuerbescheid für das Jahr 2009 vom 28.2.2011 sowie eine Gewinnermittlung für den El-

terngeldbezugszeitraum vor, die bei Gegenüberstellung von Betriebseinnahmen und Betriebs-

ausgaben einen Verlust von 10 040 Euro ausweist. 

 

Mit Bescheid vom 13.5.2011 bewilligte die beklagte Landeskreditbank - für das Land Baden-

Württemberg - dem Kläger entsprechend seinem Antrag im Hinblick auf die nicht feststehende 

Höhe seines Einkommens im Bezugszeitraum vorläufig Elterngeld in Höhe von jeweils 

1755 Euro monatlich. Der Berechnung legte die Beklagte ein durchschnittliches monatliches 

Nettoeinkommen vor der Haushaltsaufnahme von 3919,58 Euro und aufgrund des ausgewiese-

nen Verlustes im Bezugszeitraum ein "nachgeburtliches" Einkommen von 0 Euro zugrunde. 

Ausgehend von einer "Differenz" iH von höchstens 2700 Euro und einem Anspruchsfaktor von 

65 % errechne sich der genannte monatliche Zahlbetrag. 

 

Den mit der Begründung eingelegten Widerspruch des Klägers, ihm stehe bei einem monat-

lichen Einkommen von 3919,58 Euro und einem Bemessungssatz von 65 % Elterngeld in Höhe 

des Höchstbetrages von 1800 Euro zu, wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 

26.5.2011 zurück. Zur Begründung führte sie aus, die vom Kläger gewünschte - rechnerisch 

richtige - Berechnung komme nur für Lebensmonate des Kindes zum Tragen, in denen kein 

Erwerbseinkommen erzielt worden sei. Werde eine Erwerbstätigkeit ausgeübt, sei indes immer 

ein Erwerbseinkommen vorhanden, welches auch negativ sein könne. Dann gelte die Regelung 

des § 2 Abs 3 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG), wonach als Elterngeld der maß-

gebliche Prozentsatz (65 %) des Unterschiedsbetrages des vor- und nachgeburtlich durch-

schnittlich erzielten Einkommens gezahlt werde. Dabei sei als vor der Geburt des Kindes durch-

schnittlich erzieltes monatliches Einkommen aus Erwerbstätigkeit höchstens der Betrag von 

2700 Euro anzusetzen. Daraus ergebe sich hier ein monatlicher Anspruch auf Elterngeld in 

Höhe von 1755 Euro.  
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Das vom Kläger angerufene Sozialgericht Mannheim (SG) hat die Beklagte unter Änderung des 

angefochtenen Bescheides verurteilt, dem Kläger vorläufig Elterngeld in Höhe von 1800 Euro 

monatlich zu zahlen (Urteil vom 28.9.2011). Zur Begründung hat es ausgeführt: § 2 BEEG in der 

Neufassung ab 1.1.2011 stelle scheinbar unbeabsichtigt Personen ohne Erwerbseinkommen 

nach der Geburt besser als Personen mit einem derartigen Einkommen, weil bei diesen das 

berücksichtigungsfähige Einkommen auf 2700 Euro begrenzt sei und damit das Elterngeld bei 

einem Leistungssatz von 65 % auf 1755 Euro gesenkt werde. Dies wirke sich hier aber nicht 

aus, weil der Kläger im Bezugszeitraum kein berücksichtigungsfähiges Einkommen erzielt habe 

und sich sein Anspruch daher allein nach § 2 Abs 1 und 2 BEEG berechne. 

 

Auf die Berufung der Beklagten hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) das 

Urteil des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen (Urteil vom 17.7.2012). Seine Entschei-

dung hat es wie folgt begründet:  

 

Der Anspruch des Klägers richte sich nach dem BEEG idF des Haushaltsbegleitgesetzes vom 

9.12.2010 (BGBl I 1885). Die Anspruchsvoraussetzungen des § 1 Abs 1 BEEG seien erfüllt. Die 

Höhe des Anspruchs bestimme sich nach § 2 BEEG, wobei hier insbesondere § 2 Abs 3 BEEG 

maßgebend sei. Auch wenn § 2 Abs 3 S 1 BEEG zur Abgrenzung vom Anspruch nach § 2 Abs 1 

S 1 BEEG darauf abstelle, dass der Berechtigte Einkommen aus Erwerbstätigkeit erzielt habe 

und § 2 Abs 1 S 2 BEEG den Begriff des "Einkommens aus Erwerbstätigkeit" als die Summe 

der positiven im Inland zu versteuernden Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbe-

betrieb, selbstständiger Arbeit und nichtselbstständiger Arbeit nach § 2 Abs 1 S 1 Nr 1 bis 4 

Einkommensteuergesetz (EStG) nach Maßgabe des § 2 Abs 7 bis 9 BEEG definiere, werde der 

Kläger vorliegend von § 2 Abs 3 BEEG erfasst und nicht von § 2 Abs 1 S 1 BEEG. Sei der El-

terngeldberechtigte nach der Geburt erwerbstätig, greife § 2 Abs 3 BEEG unabhängig davon 

ein, ob er Einkünfte erzielt habe oder nicht. Dies ergebe sich aus der Begründung des Gesetz-

entwurfs und dem Zweck der gesetzlichen Regelung.  

 

Die Absenkung des Prozentsatzes von 67 auf 65 bei höheren vorgeburtlichen Einkünften durch 

das Haushaltsbegleitgesetz 2011  führe dazu, dass der Höchstbetrag von 1800 Euro nicht mehr 

dem maßgebenden Prozentsatz des Referenzeinkommens von unverändert 2700 Euro entspre-

che. Daraus folge aber nicht, dass diejenigen, die trotz eingeschränkter Erwerbstätigkeit kein 

Einkommen erzielten, ebenfalls den Betrag von 1800 Euro beanspruchen könnten. Die Syste-

matik der Leistungen an Erwerbstätige iS des § 2 Abs 3 BEEG spreche vielmehr für die Ausle-

gung des Senats. Denn bei denjenigen, die aus ihrer Erwerbstätigkeit nach der Geburt ein posi-

tives Einkommen erzielten, sei Maßstab für die Höhe des ihnen zustehenden Elterngeldes der 

Höchstbetrag von 1755 Euro. Werde etwa ein durchschnittliches monatliches Einkommen von 

200 Euro erzielt, errechne sich hieraus ein Elterngeld in Höhe von 1625 Euro 

(2700 Euro - 200 Euro = 2500 Euro, hiervon 65 % = 1625 Euro). Es würden also 65 % des mo-

natlichen Einkommens von 200 Euro von dem sich aus § 2 Abs 3 BEEG ergebenden Höchstbe-

trag abgezogen. Damit werde deutlich, dass diejenigen, die ein Einkommen von 0 Euro erziel-
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ten, nicht den Betrag von 1800 Euro erhalten könnten, weil dieser Betrag höher sei als der für 

alle Erwerbstätige geltende Referenzbetrag von 1755 Euro. Andernfalls würden Personen, die 

Einkommen erzielten, verhältnismäßig weniger Elterngeld erhalten als diejenigen, die ebenfalls 

erwerbstätig seien, aber kein Einkommen oder gar Verluste erzielten.  

 

Mit der - vom LSG zugelassenen - Revision rügt der Kläger eine Verletzung des § 2 BEEG. 

Rechtsfehlerhaft gehe das LSG davon aus, dass die Regelung des § 2 BEEG in den Abs 2 

und 3 zwischen Unterbrechung der Tätigkeit und Beendigung der Tätigkeit unterscheide. Rich-

tigerweise differenziere § 2 BEEG durchgehend zwischen Personen, die Einkommen aus Er-

werbstätigkeit erzielten und solchen, die kein Einkommen aus Erwerbstätigkeit erzielten. Die 

vom LSG gefundene Begründung sei daher aus mehreren Gründen unschlüssig. Gegen die 

Begründung des LSG spreche der eindeutige Wortlaut des Gesetzes. Darüber helfe auch nicht 

die vom LSG beigezogene Begründung des Gesetzes hinweg. Das vorliegende Problem ergebe 

sich nicht aus der Tatsache, dass der Gesetzgeber von Einkommen aus Erwerbstätigkeit statt 

von Unterbrechung oder Beendigung der Erwerbstätigkeit spreche. Das Problem ergebe sich 

vielmehr aus einer redaktionellen Ungenauigkeit bei Änderung des Prozentsatzes von 67 auf 

65 %.  

 

Die Regelung des § 2 Abs 3 BEEG sei für Fälle geschaffen, in denen der Bezugsberechtigte 

weiterhin Einkommen erziele. Es solle dadurch ausgeschlossen werden, dass ein Bezugsbe-

rechtigter, der sein Einkommen reduziere, aus dieser Reduzierung den Maximalbetrag des El-

terngeldes beziehe und darüber hinaus weiteres nicht anzurechnendes Einkommen erziele. Es 

sei unstreitig, dass ein Bezugsberechtigter, der vor der Geburt eines Kindes ein Nettoeinkom-

men von 2500 Euro habe und nach der Geburt ein negatives Einkommen von 500 Euro, einen 

Elterngeldanspruch lediglich aus dem vor der Geburt bestehenden Einkommen von 2500 Euro, 

somit 1625 Euro erwerbe. Nach der Auslegung des LSG müsste konsequenterweise auch für 

die Berechnung der Höhe des Elterngeldes die Differenz zwischen dem Einkommen vor der 

Geburt und nach der Geburt berechnet werden. Es müsste dann im vorgenannten Beispiel der 

Höchstbetrag von 2700 Euro genommen werden, weil als Bemessungsgrundlage die Differenz 

von 2500 zu minus 500 Euro zugrunde zu legen wäre. Demgegenüber berücksichtige das LSG 

für die Anwendung des § 2 Abs 3 BEEG negatives Einkommen des Bezugsberechtigten, lasse 

dieses jedoch bei der Berechnung der Höhe des Elterngeldes außer Betracht.  

 

Der Kläger beantragt, 

das Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 17. Juli 2012 aufzuheben 

und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom 

28. September 2011 zurückzuweisen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 
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Sie schließt sich mit ergänzenden Ausführungen dem angefochtenen Urteil an. 

 

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mündliche Verhandlung 

(§ 124 Abs 2 SGG) einverstanden erklärt. 

 

 

II 

 

Die Revision des Klägers ist zulässig.  

 

Sie ist kraft Zulassung durch das LSG statthaft und vom Kläger form- und fristgerecht eingelegt 

und begründet worden. Ihre Begründung genügt den Anforderungen des § 164 Abs 2 S 3 SGG. 

 

Einer Sachentscheidung des erkennenden Senats stehen keine prozessualen Hindernisse ent-

gegen. Klage und Berufung sind zulässig.  

 

Die Klage ist als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (§ 54 Abs 4 SGG) statthaft. Ge-

genstand der Klage ist der Bescheid vom 13.5.2011 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides 

vom 26.5.2011. Dass darin dem Kläger das Elterngeld gemäß § 8 Abs 3 BEEG vorläufig ge-

währt worden ist und eine endgültige Festsetzung der Höhe dieser Leistung durch die Beklagte 

noch nicht erfolgt ist, hindert eine gerichtliche Entscheidung über die Höhe des Anspruchs nicht. 

Der Zulässigkeit der Klage steht insbesondere nicht entgegen, dass die vorläufige Entscheidung 

der Beklagten noch nicht durch eine endgültige ersetzt worden ist, denn die Bewilligung vorläufi-

ger Leistungen nach § 8 Abs 3 BEEG ist ein eigenständiger Verwaltungsakt iS des § 31 S 1 

SGB X, der gesondert mit Widerspruch und Klage angefochten werden kann (s BSG Urteil vom 

5.4.2012 - B 10 EG 16/11 R - SozR 4-7837 § 2 Nr 15 RdNr 13 mwN). 

 

Obwohl der Wert des Beschwerdegegenstandes mit zweimal 45 Euro, somit 90 Euro, die in 

§ 144 Abs 1 S 1 Nr 1 SGG festgelegte Grenze von 750 Euro unterschreitet, ist die Berufung 

statthaft, denn sie ist vom SG zugelassen worden (s § 144 Abs 1 S 1 Nr 2 SGG). 

 

Die Revision ist auch begründet.  

 

Zu Unrecht hat das LSG auf die Berufung der Beklagten das Urteil des SG aufgehoben und die 

Klage abgewiesen, denn das Urteil des SG ist rechtens. Der Kläger hat Anspruch auf Elterngeld 

in Höhe von jeweils 1800 Euro für den 13. und 14. Monat nach der Aufnahme des Kindes 

J.          in seinen Haushalt am 6.5.2010, mithin für die Zeit vom 6.5. bis 5.7.2011. 

 

Der Anspruch des Klägers auf Elterngeld für den streitigen Zeitraum richtet sich nach den am 

1.1.2007 in Kraft getretenen Vorschriften des BEEG vom 5.12.2006 (BGBl I 2748) idF des am 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 - 

 

 

- 7 - 

1.1.2011 in Kraft getretenen Haushaltsbegleitgesetzes 2011 (HBeglG 2011) vom 9.12.2010 

(BGBl I 1885).  

 

Nach den bindenden tatsächlichen Feststellungen des LSG (§ 163 SGG) erfüllt der Kläger die 

Grundvoraussetzungen für den Anspruch auf Elterngeld gemäß § 1 Abs 1 BEEG. Zwar handelt 

es sich bei dem Kind J.  F.     nicht um ein leibliches Kind des Klägers ("sein Kind") iS des § 1 

Abs 1 Nr 2 BEEG. Abweichend hiervon hat der Kläger jedoch gemäß § 1 Abs 3 Nr 1 BEEG An-

spruch auf Elterngeld, weil er das Kind mit dem Ziel der Annahme als Kind in seinen Haushalt 

aufgenommen hat. 

 

Für die hier allein streitige Höhe des Elterngeldanspruchs des Klägers ist § 2 BEEG maßge-

bend. Die Vorschrift lautet in ihren hier anzuwendenden Absätzen: 

 

(1) Elterngeld wird in Höhe von 67 Prozent des in den zwölf Kalendermonaten vor dem Monat 

der Geburt des Kindes durchschnittlich erzielten monatlichen Einkommens aus Erwerbs-

tätigkeit bis zu einem Höchstbetrag von 1800 Euro monatlich für volle Monate gezahlt, in 

denen die berechtigte Person kein Einkommen aus Erwerbstätigkeit erzielt. Als Einkom-

men aus Erwerbstätigkeit ist die Summe der positiven im Inland zu versteuernden Ein-

künfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, selbstständiger Arbeit und nicht-

selbstständiger Arbeit nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 des Einkommensteuergesetzes 

nach Maßgabe der Absätze 7 bis 9 zu berücksichtigen. 

 

(2) In den Fällen, in denen das durchschnittlich erzielte monatliche Einkommen aus Erwerbs-

tätigkeit vor der Geburt geringer als 1000 Euro war, erhöht sich der Prozentsatz von 

67 Prozent  um 0,1 Prozentpunkte für je 2 Euro, um die das maßgebliche Einkommen den 

Betrag von 1000 Euro unterschreitet, auf bis zu 100 Prozent. In den Fällen, in denen das 

durchschnittlich erzielte monatliche Einkommen aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt höher 

als 1200 Euro war, sinkt der Prozentsatz von 67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte für je 

2 Euro, um die das maßgebliche Einkommen den Betrag von 1200 Euro überschreitet, auf 

bis zu 65 Prozent. 

 

(3) Für Monate nach der Geburt des Kindes, in denen die berechtigte Person ein Einkommen 

aus Erwerbstätigkeit erzielt, das durchschnittlich geringer ist als das nach Abs. 1) berück-

sichtigte durchschnittlich erzielte Einkommen aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt, wird 

Elterngeld in Höhe des nach Abs. 1 oder 2 maßgeblichen Prozentsatzes des Unter-

schiedsbetrages dieser durchschnittlich erzielten monatlichen Einkommen aus Erwerbstä-

tigkeit gezahlt. Als vor der Geburt des Kindes durchschnittlich erzieltes monatliches Ein-

kommen aus Erwerbstätigkeit ist dabei höchstens der Betrag von 2700 Euro anzusetzen.  
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Die weiteren Einzelheiten über die Berücksichtigung von Einkommen aus Land- und Forstwirt-

schaft, Gewerbebetrieb und selbstständiger Arbeit enthält § 2 Abs 8 und 9 BEEG (uU in Ver-

bindung mit einzelnen Bestimmungen des Abs 7). 

 

Der Kläger war sowohl vor als auch nach der Aufnahme des Kindes in seinen Haushalt mit dem 

Ziel der Annahme als Kind als Rechtsanwalt selbstständig erwerbstätig. Seine Einkünfte sind 

danach solche aus selbstständiger Arbeit iS des § 2 Abs 1 S 1 BEEG iVm § 2 Abs 1 S 1 Nr 4 

EStG. 

 

Das "vorgeburtliche" Einkommen des Klägers hat die Beklagte gemäß § 2 Abs 9 BEEG anhand 

des für den letzten abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungszeitraum vor der Haushaltsauf-

nahme des Kindes am 6.5.2010 ergangenen Steuerbescheides (hier für 2009) errechnet. Da-

gegen hat der Kläger keine Einwände erhoben. Anlass zu Bedenken gegen dieses Vorgehen 

der Beklagten bestehen nicht. Danach ergab sich ein durchschnittliches monatliches Nettoein-

kommen von 3919,58 Euro. Hiervon ausgehend ergibt sich gemäß § 2 Abs 1 S 1 iVm § 2 Abs 2 

S 2 BEEG ein Elterngeldanspruch von monatlich 1800 Euro (65 Prozent von 3919,58 Euro be-

grenzt auf den Höchstbetrag von 1800 Euro). 

 

Entgegen der Auffassung des LSG und der Beklagten ist das Elterngeld des Klägers nicht nach 

§ 2 Abs 3 BEEG zu berechnen. Zwar erfasst die Vorschrift nach ihrem Wortlaut - bei einem 

weiten Begriffsverständnis - auch den vorliegenden Fall. Aus systematischen Gründen und we-

gen des Zwecks der Gewährung von Elterngeld als Einkommensersatz ergibt sich jedoch deren 

Unanwendbarkeit für den Fall, dass der Elterngeldberechtigte während des Anspruchszeitraums 

nur negative Einkünfte hat. 

 

Bei Betrachtung des Wortlauts des Satz 1 des § 2 Abs 3 BEEG setzt eine Anwendung dieser 

Bestimmung voraus, dass die berechtigte Person für Monate nach der Geburt (oder der gleich-

gestellten Haushaltsaufnahme) des Kindes ein Einkommen erzielt, das "durchschnittlich gerin-

ger ist als das nach Absatz 1 berücksichtigte durchschnittlich erzielte Einkommen aus Erwerbs-

tätigkeit vor der Geburt". Da nach Maßgabe des § 2 Abs 1 S 2 BEEG als Einkommen vor der 

Geburt die Summe der positiven Einkünfte ua aus selbstständiger Arbeit iS des § 2 Abs 1 EStG 

zu berücksichtigen ist, liegt diese Voraussetzung bei natürlichem Wortverständnis an sich auch 

dann vor, wenn nach der Geburt ein nur negatives Einkommen (Verlust) erzielt wird.  

 

Der durch die in § 2 Abs 3 S 1 BEEG erfolgte Bezugnahme auf § 2 Abs 1 BEEG hergestellte 

systematische Zusammenhang legt es allerdings nahe, bei der Ermittlung des Unterschieds-

betrages auch für die Zeit nach der Geburt (bzw Haushaltsaufnahme) des Kindes nur die 

Summe der positiven Einkünfte iS von § 2 Abs 1 S 1 Nr 1 bis 4 EStG zugrunde zu legen. Auf 

diese Weise würde man bei der Berechnung einen einheitlichen Einkommensbegriff anwenden. 

Sind nach der Geburt (Haushaltsaufnahme) nur negative Einkünfte erzielt worden, scheidet 

danach eine Anwendung des § 2 Abs 3 BEEG aus. 
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Dieses Ergebnis folgt auch aus einer weiteren systematischen Erwägung: Wenn es § 2 Abs 3 

BEEG nicht gäbe, würde nach § 2 Abs 1 BEEG ein "Alles-oder-nichts-Prinzip" gelten. Gemäß 

§ 2 Abs 1 S 1 BEEG wird nämlich Elterngeld (nur) für volle Monate gezahlt, in denen die berech-

tigte Person kein Einkommen aus Erwerbstätigkeit erzielt. Ob kein Einkommen erzielt wird, 

würde sich dann zwangsläufig nach § 2 Abs 1 S 2 BEEG richten, wonach als Einkommen aus 

Erwerbstätigkeit nur die Summe der positiven Einkünfte aus bestimmten wirtschaftlichen Tätig-

keiten (§ 2 Abs 1 S 1 Nr 1 bis 3 EStG) zu berücksichtigen ist. Folglich sind nach § 2 Abs 1 

BEEG Personen mit negativen Einkünften so zu behandeln, als erzielten sie kein Einkommen. 

Diese Grundkonzeption wird durch § 2 Abs 3 BEEG nur ergänzt, aber nicht geändert. Diese 

Vorschrift gewährt Personen einen Anspruch auf vermindertes Elterngeld, die im möglichen 

Bezugszeitraum ein geringeres Einkommen erzielen als vor der Geburt (bzw Haushaltsauf-

nahme) des Kindes. Hingegen lässt sie den Elterngeldanspruch solcher Berechtigten unberührt, 

denen bereits nach § 2 Abs 1 BEEG Leistungen in voller Höhe zustehen. 

 

Diese Beurteilung stimmt auch mit dem allgemeinen Sinn und Zweck des Elterngeldes überein, 

wie er in der Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 25.6.2009 - B 10 EG 9/08 R - SozR 4-7837 

§ 2 Nr 3 RdNr 28) angenommen worden ist. Danach ist es vor allem Ziel des Elterngeldes, Fa-

milien bei der Sicherung ihrer Lebensgrundlage zu unterstützen, wenn sich die Eltern vorrangig 

um die Betreuung ihrer Kinder kümmern (so die Gesetzesbegründung, vgl BT-Drucks 16/1889 

S 2, 15; BT-Drucks 16/2454 S 2). Jeder betreuende Elternteil, der seine Erwerbstätigkeit unter-

bricht oder reduziert, soll einen an seinem individuellen Einkommen orientierten Ausgleich für 

die finanziellen Einschränkungen im ersten Lebensjahr des Kindes erhalten (so die Gesetzes-

begründung, vgl BT-Drucks 16/1889 S 2, 15; BT-Drucks 16/2454 S 2). Durch die Betreuung des 

Kindes sollen die Eltern keine allzu großen Einkommenseinbußen befürchten müssen (vgl Be-

richt der Bundesregierung über die Auswirkungen des BEEG vom 30.10.2008, BT-Drucks 

16/10770 S 5 f). Mit dem BEEG hat deshalb der Gesetzgeber die familienpolitischen Leistungen 

neu ausgerichtet und das bedürftigkeitsabhängige Erziehungsgeld durch ein verstärkt Einkom-

menseinbußen ersetzendes Elterngeld abgelöst (vgl BSGE 99, 293 = SozR 4-7837 § 27 Nr 1, 

jeweils RdNr 19; zum Elterngeld als eine das Einkommen ersetzende Leistung auch BSG Urteile 

vom 19.2.2009 - B 10 EG 1/08 R und B 10 EG 2/08 R -). Diese Einkommensersatzfunktion 

ergibt sich aus den Berechnungsvorschriften in § 2 BEEG, wobei Abs 1 S 1 dieser Vorschrift 

einen Höchstbetrag von 1800 Euro festlegt. 

 

Dieser allgemeinen gesetzgeberischen Zielsetzung entspricht auch der aus § 2 Abs 3 BEEG er-

sichtliche Zweck der Vorschrift. Sie soll für den Fall der Erzielung von Einkommen im Eltern-

geldbezugszeitraum sicherstellen, dass der Elterngeldbetrag unter den allein aufgrund des vor-

geburtlichen Einkommens zustehenden Betrag und damit im gegebenen Fall auch unter den 

Höchstbetrag von 1800 Euro abgesenkt wird. Da das Elterngeld zur Sicherung des Lebensun-

terhalts beitragen soll (vgl BT-Drucks 16/1889 S 15), erscheint eine solche Absenkung nur dann 

als sachgerecht, wenn der Anspruchsberechtigte im Bezugszeitraum tatsächlich positive Ein-
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künfte erzielt. Hat dieser nach der Geburt (bzw Haushaltsaufnahme) des Kindes hingegen nur 

negative Einkünfte, stehen ihm zur Sicherung seines Lebensunterhalts keine eigenen Mittel aus 

Erwerbstätigkeit zur Verfügung. Eine Absenkung des Elterngeldes nach § 2 Abs 3 BEEG ist 

dann sinnwidrig. 

 

Demgegenüber überzeugen die Erwägungen nicht, die das LSG im angefochtenen Urteil zur 

Begründung seiner gegenteiligen Auslegung unter Hinweis auf die Systematik und den Sinn und 

Zweck der Absätze 1 und 3 des § 2 BEEG dargelegt hat. Das LSG hält § 2 Abs 3 BEEG auch 

bei nachgeburtlich nur negativen Einkünften für anwendbar, weil der Berechtigte in der betref-

fenden Zeit erwerbstätig gewesen sei. Es entspreche dem Zweck des Elterngeldes, diejenigen 

Eltern zu bevorzugen, die während des Elterngeldbezugs vollständig auf eine Erwerbstätigkeit 

verzichteten, weil diese noch mehr Zeit für die Betreuung der Kinder zur Verfügung hätten. 

Diese Argumentation berücksichtigt nicht hinreichend, dass sowohl § 2 Abs 1 BEEG als auch 

§ 2 Abs 3 BEEG allein auf die Erzielung von Einkommen aus Erwerbstätigkeit abstellen, wäh-

rend der Umstand der Ausübung einer Erwerbstätigkeit bzw deren Nichtausübung als Grund-

voraussetzung für den Anspruch auf Elterngeld in § 1 Abs 1 Nr 4 iVm Abs 6 BEEG geregelt ist. 

Das Gesetz erlaubt danach Eltern die Ausübung einer Erwerbstätigkeit im Elterngeldbezugszeit-

raum von bis zu 30 Wochenstunden und gibt ihnen in diesem Fall einen vollwertigen Anspruch 

auf Elterngeld. Insbesondere bei Selbstständigen kann es vorkommen, dass sie während der 

beanspruchten Elterngeldbezugsmonate iS des § 2 Abs 3 BEEG Einkommen aus Erwerbstätig-

keit erzielen, auch wenn sie in dieser Zeit die Erwerbstätigkeit vollständig unterbrochen haben 

(vgl dazu BSG Urteil vom 5.4.2012 - B 10 EG 10/11 R - SozR 4-7837 § 2 Nr 14). Die vom LSG 

in diesem Zusammenhang herangezogene Begründung zum Gesetzentwurf des BEEG 

(BT-Drucks 16/1889 S 20), umschreibt nur eine typische von § 2 Abs 3 BEEG erfasste Fall-

konstellation, ist jedoch nicht geeignet, die vom LSG vertretene Auslegung zu stützen. 

 

Auch die von der Beklagten im Revisionsverfahren vorgebrachten Gründe überzeugen nicht. 

Der allgemeine Gesetzeszweck des HBeglG 2011, nämlich der Erzielung von Einsparungen, 

kann eine der Systematik und dem Sinn und Zweck einer gesetzlichen Vorschrift entsprechende 

Auslegung kaum beeinflussen. Entsprechendes gilt für den - auch anhand des vorliegenden 

Falles ersichtlichen - Umstand einer finanziell nur begrenzten Auswirkung der Neuregelung 

durch das HBeglG 2011 auf die Anspruchshöhe. Schließlich können auch die von der Beklagten 

behaupteten Auswirkungen einer Nichtanwendung des § 2 Abs 3 BEEG bei nachgeburtlich nur 

negativem Einkommen nicht überzeugen:  

 

Das erste Beispiel der Ausübung zweier Gewerbe vor der Geburt mit einmal negativen und ein-

mal positiven Einkünften ist ein Anwendungsfall des § 2 Abs 1 iVm Abs 7 bis 9 BEEG und 

grundsätzlich dem sog horizontalen Verlustausgleich innerhalb derselben Einkunftsart zugäng-

lich. Das zweite Beispiel eines vor der Geburt erfolgten Wirtschaftens für 6 Monate mit Verlust 

und für 6 Monate mit Gewinn betrifft ebenfalls allein die Anwendung des § 2 Abs 1 iVm Abs 7 

bis 9 BEEG, wonach aus den zwölf Kalendermonaten vor dem Monat der Geburt das durch-
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schnittlich monatlich erzielte Einkommen der Berechnung des Elterngeldes zugrunde zu legen 

ist. Der weiter genannte Fall, in dem die berechtigte Person während der Bezugszeit teilweise 

Einkommen aus Erwerbstätigkeit hat, betrifft zwar die Anwendung des § 2 Abs 3 BEEG, ist je-

doch für das nachgeburtliche Einkommen ähnlich dem zweiten Fallbeispiel zu lösen. Denn auch 

nach § 2 Abs 3 BEEG ist auf das durchschnittlich erzielte monatliche Einkommen aus Erwerbs-

tätigkeit abzustellen, wobei allerdings nur die beanspruchten Bezugsmonate berücksichtigt wer-

den. Sofern Elterngeld nicht einfach für die ersten zwölf Lebensmonate des Kindes, sondern für 

einzelne, nicht zusammenhängende Monate beansprucht wird, führt dies zwar bei Betrachtung 

der einzelnen Zeitabschnitte möglicherweise zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand. Selbst 

wenn es sich dabei sogar - aus der Sicht der Beklagten - um einen "unzumutbaren" Aufwand 

handeln sollte, kann dies nicht zu einer anderen als der nach Wortlaut, Systematik und Zweck 

des Gesetzes gebotenen Handhabung der Vorschrift führen, zumal auch die Verfahrensweise 

der Beklagten - je nach Fallgestaltung - mit einem erheblichen Verwaltungsaufwand verbunden 

sein kann. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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